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Höfeö § 2

•Anteile an einer Zuckerfabrik, in der Erzeugnisse des 
Hofes verarbeitet oder verwertet werden, gehören jeden 
falls dann zu© Hof, wenn die Anteile mit einer Liefer­
pflicht nebst Lieferrecht und Vergütungsanspruch ver­
bunden sind»

BGH, Besohl» v. 17« März 1966 - V BLw 4-2/$5 _ Celle
LG Lüchow
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat als Senat 
für Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 17» März 1966 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Augustin, der 
Bundesrichter Dr. Piepenbrock und Dr« Grell sowie der land­
wirtschaftlichen Beisitzer Buresch und Müller beschlossen:

Die Hechtsbeschwerde gegen den Beschluß des Senats 
für Landwirtschaftssachen des Oberlandesgerichts 
Celle vom 6. September 1965 wird auf Kosten der An­
tragsgegner, die dem Antragsteller die außergericht­
lichen Kosten des Hechtsbeschwerdeverfahrens zu er­
statten haben, zurückgewiesen«

Der Geschäftswert wird für das Rechtsbeschwerdever­
fahren auf 3 200 DM festgesetzt.

G r ü n d e  :
I.

Die am 27« Oktober 1963 verstorbene Witwe Dora Sch( 
geborene war Eigentümerin der im Grundbuch von 3?|
Band 2 Blatt 25 eingetragenen Besitzung in Größe von 
94,9698 ha mit einem Einheitswert von 106 900 DM. Der Hof 
war ein Erbhof im Sinne des Reichserbhofgesetzes und 
ist jetzt ein Hof im Sinne der Höfeordnung.

Auf den Namen der Witwe Dora Sch^^ waren bei der 
Zuckerfabrik vier vinkulierte Namensaktien mit dem
Nennwert von je 800 DM eingetragen. Mit diesen Aktien ist 
gemäß § 50 I Satz 1 AktG die Verpflichtung zur Lieferung 
von Zuckerrüben und ein Lieferrecht verbunden. Die zu 
liefernde Menge wird von der Aktiengesellschaft jährlich 
festgesetzt.
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Hoferbe nach der Witwe Bora S c h ^ p  ist der Antrag­
steller. Erben des hofesfreien Vermögens sind die An­
tragsgegner. Diese übertrugen gemäß einer Vereinbarung vom 
13» Februar 1965 die vier Zuckerrübenaktien im Wege der 
Erbauseinandersetzung auf den Antragsgegner zu 1. Die 
Zuckerfabrik schrieb daraufhin die Aktien auf den
Namen des Antragsgegners zu 1 um und kürzte das Liefer­
recht des Antragstellers für 1965 entsprechend.

Der Antragsteller ist der Auffassung, daß die Aktien 
ihm als Hoferben gehörten, da sie Bestandteile des Hofes 
seien.

Er hat beantragt.
festzuatellen, daß 3 200 DM vinkulierte Namens­
aktien der Zuckerfabrik AG in
Bestandteile des Hofes Band 2, Blatt 25
im Sinne von § 2 der Höfeordnung sind.

Die Antragsgegner haben Abweisung des Antrages begehrt. 
Nach ihrer Meinung fallen die Zuckerrübenaktien nicht unter 
§2 Buchst. ;b HÖfeO, weil diese Vorschrift im Gegensatz 
zu dem früher geltenden § 4 II SHRVO als zum Erbhof gehörig 
die Anteile an einer Molkerei, Zuckerfabrik oder ähn­
lichen Einrichtung, in der Erzeugnisse des Exbhofs verar­
beitet oder verwertet v/urden, nicht mehr erwähne.

Bas Landwirtschaftsgericht hat die beantragte Fest­
stellung getroffen. Bas Oberlandesgericht hat die Be­
schwerden der Antragsgegner zurückgewiesen und die Rechts­
beschwerde zugelassen. Hiergegen wen den sich die Antrags- 
gegner mit der Rechtsbeschwerde. Sie begehren weiterhin, 
daß der Feststellungsantrag abgev/iesen v/ird. Der Antrag­
steller bittet, das Rechtsmittel zurückzuweisen.
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II.

A) Das Oberlandesgericht hat ausgeführt: Zuckerrüben­
aktien seien als "ähnliche dem Hof dienende Rechte" im Sinne 
des § 2 Buchst, b HöfeO anzusehen und gehörten daher zum 
Hof. Der Begriff des "ähnlichen Rechts" müsse nach wirt­
schaftlichen Gesichtspunkten ausgelegt werden. Es sei 
darauf abzustellen, ob ein Recht ähnlich wie die ausdrück­
lich erwähnten Gemeinderechte dem Hof unmittelbar nütze, 
ohne daß es darauf ankomme, ob dieses Recht außerdem auch in 
seiner rechtlichen Struktur den Gemeinderechten ähnele. Wenn 
§ 2 Buchst, b HöfeO die Vorschrift des § 4 Abs. 2 FHRV, der- 
zufolge Anteile an einer Molkerei, Zuckerfabrik oder ähn­
lichen Einrichtungen zum Erbhof gehörten, sofern Erzeug­
nisse des Hofes dort verarbeitet oder verwertet wurden, 
nicht übernommen habe, so lasse sich das damit erklären,
daß eine derartige lockere Verbindung zwischen Recht 
und Hof jetzt nicht mehr genügen soll, um die Bestand­
teilseigenschaft zu begründen, sondern daß diese Rechte 
nach der Höfeordnung nur dann als Hofbestandteil angesehen 
werden sollen, wenn sie in ähnlicher Weise wie die Ge­
meinderechte unmittelbar der Leistungsfähigkeit und der 
Bewirtschaftungsmöglichkeit des Hofes dienen. Im vorlie­
genden Pall sei ferner anzunehmen, daß die Zuckerrübenaktien 
im Sinn des § 2 Buchst, b HöfeO dem Hof des Antragstellers 
dienten. Die mit einer Lieferverpflichtung verbundenen 
Aktien garantierten den Absatz einer bestimmten Menge 
von Zuckerrüben und ermöglichten eine vorausschauende 
Planung. Sie dienten unmittelbar dem wirtschaftlichen Er­
folg de3 Hofes. Die Rüben gehörten mit zu den Haupt­
produkten des Antragstellers.

B) Hiergegen wendet sich die Rechtsbeschwerde mit 
folgender Begründung: Nicht nur aus der Entstehungsge­
schichte, sondern auch au3 der wirtschaftlichen und recht­
lichen Anschauung sowie aus der Besonderheit der Zucker-
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rübenaktie folge, daß diese Aktien nicht "zum Hof ge­
hören’' * Abgesehen von dem süddeutschen Raum, in dem die 
Zuckerfabriken "Kapital-Aktiengesellschaften seien, die 
also anonym erschienen", erlaube auch die im norddeutschen 
Raum, insbesondere im Kreise und Ui
weithin bestehende Struktur der "Namens-Aktien-Zucker- 
fabriken" keine andere Betrachtung. Dies würde auch für 
eine grundsätzliche Entscheidung der Rechtsfrage eine 
unmögliche Aufspaltung bedeuten*

Der Besitz einer Zuckerrübenaktie sei nicht Voraus­
setzung und Grundlage für den Zuckerrübenanbau«, Wenn 
derzeit eine Kontingentierung bei den Zuckerfabriken 
vorgenommen werde, liege das an der Weltv/irtschaftslage. 
Dies sei aber eine rein wirtschaftliche Betrachtungsweise, 
die nach § 2 HöfeO nicht ausreiche. Die Ablieferung von 
Rüben und ihr Ankauf durch die Zuckerfabrik hänge nicht 
vom Besitz von Aktien ab, sondern vom Lieferungsrecht.
Der Bauer könne es durch den Umfang seines Anbaus will­
kürlich ändern. Die Willkürlichkeit und die Ansicht des 
Landwirts über die Art der Führung seiner Landwirtschaft 
könne nicht begriffsbeatimmend sein. § 2 HöfeO erfasse 
nur solche Rechte, die "rechtlich mit dem Hof und seiner 
Gestaltung verbunden seien".

C) Die Rechtsbeschwerde hat keinen Erfolg« Rechtsirr­
tumsfrei hat das Beschwerdegericht die Aktien als "ähn­
liche dem Hof dienende Rechte" im Sinn des § 2 Buchst, b 
HöfeO angesehen«

Aus der Entstehungsgeschichte der Vorschrift können 
keine begründeten Einwendungen gegen diesen Standpunkt 
hergeleitet werden. § 2 HöfeO geht auf frühere landes­
rechtliche Bestimmungen und auf die an sie anknüpfende



Regelung des Erbhofrechts zurück. § 2 Buchst, .b HöfeO ent­
spricht dem § 4 Abs. 1 EHRV. Daraus, daß die Vorschrift 
des § 4 Abs. 2 EHRV, derzufolge Anteile an einer Molkerei, 
Zuckerfabrik oder ähnlichen Einrichtung, in der Erzeug­
nisse des Erbhofs verarbeitet oder verwertet wurden, 
zum Erbhof gehörten, abweichend von dem in den Jahren 
1946’; und 1947 ausgearbeiteten Entwurf der Bauernrechts­
ordnung und des Gesetzes über die Vererbung der Anerben­
höfe (vgl. Wöhrmann, Landwirtschaftsrecht 1951 Vorbemer­
kung zu MilRegVO Nr. 84 I S. 20 ff und HöfeO § 2 I S- 74 f) 
nicht in die Höfeordnung übernommen wurde, muß nicht ge­
schlossen werden, daß die erwähnten Anteile, zu denen 
auch Aktien zu zählen sind, keine Bestandteile eines Hofes 
sein sollen. Unter den Rechten, die dem Erbhof dienten, 
gab es so viele Arten, daß für den Brbhofrechtsgesetz- 
geber eine erschöpfende Anführung nicht in Betracht kam.
Er entschloß sich daher, der Aufzählung in § 4 Abs. 1 EHRV 
die Worte anzufügen: ’‘ähnliche dem Erbhof dienende Rechte” 
und wollte durch sie zum Ausdruck bringen, daß damit dem 
Hof gesichert werden soll, was seiner Bewirtschaftung und 
Leistungsfähigkeit zu dienen bestimmt ist, und daß alle 
Rechte, die zum dienenden Zweck dem Wirtschaftsorganis­
mus des Erbhofs eingegliedert sind, zu den “ähnlichen" 
des § 4 Abs. 1 Satz 1 EHRV gehören, mögen sie auch ju­
ristisch völlig anders geartet sein als die namentlich 
aufgefUhrten (vgl. REHG 5, 556, 358; 7, 171, 180; Mile, 
Lehrbuch des Reichserbhofrechts 2. Aufl. § 11 II Pußn. 4). 
Unter die Bestimmung fielen die Anteile an einem dem Erb­
hof dienenden Unternehmen, z.B. an einem den landwirt­
schaftlichen Betrieb versorgenden besonderen Wasser- oder 
Elektrizitätswerk, ungeachtet der Gesellschaftsform dieses 
Werkes. Dazu gehörten weiterhin die Anteile an einer land­
wirtschaftlichen Genossenschaft, z.B. an einer Bezugs­
und Absatzgenossenschaft (vgl. OLG Stettin in JW 1955, 1548)0
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Unter Umständen konnten auch Anteile an einer genossen­
schaftlichen Spar- und Darlehenskasse oder Buchführungs­
genossenschaft als ähnliche dem Erbhof dienende Rechte 
erachtet werden (vgl» Vogels, REG 4» Aufl» § 4 EHRV 
Rdn. 6). Soweit solche gewerblichen Betriebe landwirt­
schaftliche Erzeugnisse des Erbhofs verarbeiteten oder 
verwerteten, war dies in § 4 Abs» 2 EHRV zur Klarstellung 
(vgl« Seybold in JW 1935, 1348) ausdrücklich erwähnt«
Nach Meinung des Oberlandesgerichts Stettin (aaO) und 
Baumecker (Handbuch des Großdeutschen Erbhofrechts § 4 
Rdn« 8) bestand kein Grund, nicht auch andere Beteiligun­
gen, sofern sie nur den Zwecken des Erbhofes dienlich waren 
nicht als ähnliche dem Hof dienende Rechte im Sinne des 
§ 4 EHRV anzusehen« Einen gegenteiligen Standpunkt ver­
trat Wöhrmann (Reichserbhofrecht, 3» Auflage, EHRV § 4)° 
Offenbar um diese Streitfrage auszuräumen, hat der 
Gesetzgeber der Höfeordnung nur noch bestimmt, daß Rechte 
dann Hofbestandteile sein sollen, wenn sie in den Orga­
nismus des Hofes eingeordnet, in ähnlicher Weise wie die 
namentlich aufgeführten Rechte und Anteile die Bewirt­
schaftung und Leistungsfähigkeit des Betriebs fördern« 
Danach hat er Anteile an Zuckerfabriken, in denen Erzeug­
nisse des Hofes verarbeitet oder verwertet werden, als 
Bestandteile im Sinne des § 2 HöfeO nicht ausschließen 
wollen«

Dieses Ergebnis, das der im Schrifttum überwiegend 
vertretenen Meinung entspricht (vgl. Fischer in Gesetz 
und Recht HöfeO § 2 Anm« 5 S. 1319» lange/Wulff, HöfeO 
6. Aufl. § 2 Anm. 40 mit weiterem Nachweis), ist auch 
sachdienlich« Es wird vor allem durch die Ausführungen 
Kroeschells, Xiandwirtschaftsrecht 1963 § 12 I 2 Rdn. 323 
unterstützt, der unter Beachtung der sich ebenfalls im 
vorstehenden Rahmen haltenden Regelung des § 13 Abs. 1 
Satz 2 GrdstVG darauf hinweist, daß der Hof als landwirt­
schaftlicher Betrieb ein wirtschaftlicher Organismus ist
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und seine Verbindung zu landv/irtschaftlichen Vereinigun­
gen wie Molkereien, Zuckerfabriken, Winzergenossenschaf­
ten u.a. fUr ihn unter Umständen bedeutungsvoller er­
scheinen als die Zugehörigkeit des einen oder anderen Grund­
stücks (§2 Buchst, a HöfeO) zum Hof. Die vom Beschwerdege- 
Z’icht gewählte Auslegung des § 2 Buchst, b HöfeO verhin­
dert, daß jene Beziehungen bei jedem Eigentümerwechsel neu 
geknüpft werden müssen.

Ohne Hechtsirrtum bejaht das Oberlandesgericht fer­
ner die Präge, ob die hier umstrittenen Aktien im Sinne 
des § 2 Buchst, b HöfeO dem Hof des Antragstellers ’’dienen”. 
Durch die Satzung der Zuckerfabrik Uelzen AG ist den 
Aktionären die Verpflichtung auferlegt (§50 AktienG),
Hüben anzubauen und anzuliefern. Ihnen steht ein Liefer­
recht zu. Im praktischen Ergebnis ist den Aktionären der 
Absatz bestimmter Mengen von Zuckerrüben garantiert. Sie 
können in ihrem Betrieb dementsprechend planen und wirt­
schaften. Die Zuckerrüben gehören zu den Haupterzeug­
nissen des Antragstellers. Seine Hechtsstellung als 
Aktionär in Verbindung mit den statuierten Pflichten und 
Rechten fördert den wirtschaftlichen Nutzen seines Hofes 
auf lange Sicht maßgeblich. Wie auch das Beschwerdegericht 
hervorhebt, bleibt bei dieser Betrachtung die Präge offen, 
ob Anteile an einer Zuckerfabrik selbst dann als Be­
standteile des Hofes anzusehen sind, wenn die Erzeugnisse 
des Hofes ohne Lieferverpflichtung nebst Lieferrecht und 
Vergutungsanspruch nur in der Fabrik verarbeitet werden.

Die den angefochtenen Beschluß tragenden Erwägungen 
verlieren ihr Gewicht nicht durch den Hinweis der Hechts­
beschwerde, daß eine ausdehnende Auslegung des § 2 
Buchst, b HöfeO, wie sie das Oberlandesgericht vorgenommen 
hat, dem Bauern erlaube, willkürlich die Bestandteilseigen­
schaft dadurch zu ändern, daß er z.B. die Struktur seines Hofes
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wandelt und keine Rüben mehr anbaut, sondern Viehzucht 
treibt. § 2 HöfeO schließt nicht aus, daß ein Bestandteil 
diese Eigenschaft nach dem Willen des Eigentümers zu ver­
lieren vermag. So ist es möglich, daß die Hofeigenschaft 
eines Grundstücks verloren geht, wenn die regelmäßige Be- 
v/ii'tschaftung aufgegeben wird (vgl. Wöhrmann aaO HöfeO 
§ 2 III e; Lange/Wulff aaO Anm. 36 und 38). I)a es dem Er­
messen des Hofeigentümers vorbeha.lten ist, eine Struktur­
änderung seines Betriebes herbeizuführen, kann infolge­
dessen auch einem der in § 2 Buchst, b HöfeO genannten 
Rechte und damit dem Anteil an einer Zuckerfabrik der 
dienende Zweck genommen v/erden und die Bestandteilseigenschaft 
entfallen.

Weil die angefochtene Entscheidung keinen Rechts­
fehler zum Nachteil der Antragsgegner erkennen läßt, war 
sie mit der Kostenfolge aus §§ 44, 45 LwVG zurückzuweisen.

Br. Augustin I)r. Piepenbrock Br. Grell
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